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L509 2202281-3/2Z
BESCHLUSS

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Ewald HUBER-HUBER als Einzelrichter Uber die Beschwerde
von XXXX , geb. XXXX , StA. Bangladesch, vertreten durch RA Dr. XXXX , gegen den Bescheid des Bundesamtes fur
Fremdenwesen und Asyl, RD Wien vom 10.01.2020, ZI. XXXX, beschlossen:

A)
Der Beschwerde wird gemal & 18 Abs. 5 BFA-VG die aufschiebende Wirkung zuerkannt.
B)

Die Revision ist gemal Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig.

Text

Begrindung:

I. Verfahrensgang:

Mit oa. Bescheid hat das Bundesamt fir Fremdenwesen und Asyl der beschwerdefiihrenden Partei u.a. einen
Aufenthaltstitel aus bertcksichtigungswiirdigen Grinden gem. 8 57 AsylG nicht erteilt und gem.8 10 Abs. 1 Z. 3 AsylG

iVm 8§ 9 BFA-VG eine Ruckkehrentscheidung gem. 8 52 Abs. 2. Z 2 FPG erlassen sowie gem.§ 52 Abs. 9 FPG festgestellt,
dass die Abschiebung gem.§ 46 FPG nach Bangladesch zuldssig sei (Spruchpunkte lll. bis V. des zur Ganze
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angefochtenen Bescheides). Einer Beschwerde gegen die Ruckkehrentscheidung wurde gem. § 18 Abs 2 Z5und Z 6
BFA-VG die aufschiebende Wirkung aberkannt (Spruchpunkt VI.) und keine Frist fur die freiwillige Ausreise erteilt
(Spruchpunkt VII).

Gegen diesen Bescheid wurde binnen offener Frist eine begriindete Beschwerde erhoben und beantragt, eine
mundliche Beschwerdeverhandlung anzuberaumen und den Antrdgen des BF vollinhaltlich stattzugeben; in eventu
den angefochtenen Bescheid zur Ganze zu beheben und zur Verfahrenserganzung und neuerlichen Entscheidung an

das Bundesamt zurlckzuverweisen.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:

Der fur diesen Beschluss mal3gebliche Sachverhalt ergibt sich aus der vorliegenden Aktenlage.
1. Feststellungen:

Siehe I.

2. Beweiswurdigung:

Der hierfir malRgebliche Sachverhalt ergibt sich aus der Aktenlage zweifelsfrei.

3. Rechtliche Beurteilung:

GemalR 8 6 BVWGG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder
Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist. Mangels anderweitiger gesetzlicher Anordnung liegt
gegenstandlich somit Einzelrichterzustandigkeit vor.

Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes ist durch das VwGVG,BGBI. |
2013/33 idFBGBI. | 2013/122, geregelt (8 1 leg.cit). GemalR§ 58 Abs. 2 VwGVG bleiben entgegenstehende
Bestimmungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes bereits kundgemacht wurden, in Kraft.

GemalR § 17 VwGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren Uber
Beschwerden gemal3 Art. 130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der 88 1 bis 5 sowie des IV. Teiles,
die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung - BAO, BGBI. Nr. 194/1961, des Agrarverfahrensgesetzes - AgrVG,
BGBI. Nr. 173/1950, und des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 - DVG,BGBI. Nr. 29/1984, und im Ubrigen jene
verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemal3 anzuwenden, die die Behdrde in
dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden
gehabt hatte.

GemalR § 28 Abs. 1 VWGVG hat das Verwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen, sofern die
Beschwerde nicht zurtickzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist. GemaR 8§ 31 Abs. 1 VwWGVG erfolgen die
Entscheidungen und Anordnungen durch Beschluss, soweit nicht ein Erkenntnis zu féllen ist.

Zu A)
§ 18 BFA-VG lautet:

.8 18. (1) Einer Beschwerde gegen eine abweisende Entscheidung Uber einen Antrag auf internationalen Schutz kann
das Bundesamt die aufschiebende Wirkung aberkennen, wenn

1. der Asylwerber aus einem sicheren Herkunftsstaat (8 19) stammt,

2. schwerwiegende Griinde die Annahme rechtfertigen, dass der Asylwerber eine Gefahr fir die 6ffentliche
Sicherheit oder Ordnung darstellt,

3. der Asylwerber das Bundesamt durch falsche Angaben oder Dokumente oder durch Verschweigen wichtiger
Informationen oder durch Zurtickhalten von Dokumenten Uber seine Identitdt oder seine Staatsangehorigkeit zu
tauschen versucht hat,

4. der Asylwerber Verfolgungsgriinde nicht vorgebracht hat,

5. das Vorbringen des Asylwerbers zu seiner Bedrohungssituation offensichtlich nicht den Tatsachen entspricht,

6. gegen den Asylwerber vor Stellung des Antrags auf internationalen Schutz eine durchsetzbare
Ruckkehrentscheidung, eine durchsetzbare Ausweisung oder ein durchsetzbares Aufenthaltsverbot erlassen worden
ist, oder

7. der Asylwerber sich weigert, trotz Verpflichtung seine Fingerabdriicke abnehmen zu lassen.
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Hat das Bundesamt die aufschiebende Wirkung nicht aberkannt, so ist Abs. 2 auf diese Falle nicht anwendbar. Hat das
Bundesamt die aufschiebende Wirkung aberkannt, gilt dies als Aberkennung der aufschiebenden Wirkung einer
Beschwerde gegen eine mit der abweisenden Entscheidung Uber einen Antrag auf internationalen Schutz
verbundenen Ruckkehrentscheidung.

(2) Die aufschiebende Wirkung einer Beschwerde gegen eine Ruckkehrentscheidung ist vom Bundesamt
abzuerkennen, wenn

1. die sofortige Ausreise des Drittstaatsangehoérigen im Interesse der 6ffentlichen Ordnung oder Sicherheit
erforderlich ist,

2. der Drittstaatsangehorige einem Einreiseverbot zuwider in das Bundesgebiet zurtickgekehrt ist oder

3. Fluchtgefahr besteht.

(3) Bei EWR-Burgern, Schweizer Blrgern und begunstigten Drittstaatsangehdrigen kann die aufschiebende Wirkung
einer Beschwerde gegen ein Aufenthaltsverbot aberkannt werden, wenn deren sofortige Ausreise oder die sofortige

Durchsetzbarkeit im Interesse der 6ffentlichen Ordnung oder Sicherheit erforderlich ist.
(4) Der Beschwerde gegen eine Ausweisung gemal3 § 66 FPG darf die aufschiebende Wirkung nicht aberkannt werden.

(5) Das Bundesverwaltungsgericht hat der Beschwerde, der die aufschiebende Wirkung vom Bundesamt aberkannt
wurde, binnen einer Woche ab Vorlage der Beschwerde von Amts wegen die aufschiebende Wirkung zuzuerkennen,
wenn anzunehmen ist, dass eine Zurlckweisung, Zurlickschiebung oder Abschiebung des Fremden in seinen
Herkunftsstaat eine reale Gefahr einer Verletzung von Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK, Art. 8 EMRK oder der Protokolle Nr. 6
oder Nr. 13 zur Konvention bedeuten wiirde oder fur ihn als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder
der Unversehrtheit infolge willkirlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes mit
sich bringen wirde. In der Beschwerde gegen den in der Hauptsache ergangenen Bescheid sind die Griinde, auf die
sich die Behauptung des Vorliegens einer realen Gefahr oder einer ernsthaften Bedrohung des Lebens oder der
Unversehrtheit gemaR Satz 1 stltzt, genau zu bezeichnen. § 38 VWGG gilt.

(6) Ein Ablauf der Frist nach Abs. 5 steht der Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung nicht entgegen.
(7) Die 88 13 Abs. 2 bis 5 und 22 VWGVG sind in den Fallen der Abs. 1 bis 6 nicht anwendbar.
Fallbezogen ergibt sich daraus Folgendes:

Das Bundesamt hat hier gem. 8 18 Abs. 1 Z 5 und Z 6 BFA-VG gegen die Rlckkehrentscheidung die aufschiebende
Wirkung aberkannt und begriindet:

Der BF habe im Folgeantragsverfahren ein Vorbringen erstattet, das offensichtlich nicht den Tatsachen entspricht und
gegen den BF sei bereits vor Einbringung des gegenstandlichen Antrages auf internationalen Schutz ein durchsetzbare

Ruckkehrentscheidung erlassen worden.

Im vorliegenden Fall kann nach derzeitiger Aktenlage innerhalb der gesetzlichen Frist nicht mit hinreichender
Sicherheit prognostiziert werden, dass die Effektuierung der Rickkehrentscheidung in den in Aussicht genommenen
Zielstaat keine reale Gefahr einer Verletzung von Bestimmungen der EMRK bedeuten wirde, zumal dies im gegebenen
Fall voraussichtlich Gegenstand einer 6ffentlichen muindlichen Beschwerdeverhandlung sein wird.

Dartber hinaus lassen sich weder aus der angeflhrten Begrindung des Bescheides zur Aberkennung der
aufschiebenden Wirkung noch aus der Aktenlage konkrete Umstande entnehmen, welche die sofortige Ausreise des
Beschwerdefiihrers im Interesse der 6ffentlichen Ordnung oder Sicherheit erforderlich machen warden.

Eine 6ffentliche mundliche Verhandlung zur Erlassung dieses Beschlusses konnte gemal3 8 21 Abs 6a BFA-VG entfallen.
Zu B) (Un)Zulassigkeit der Revision:

GemdalR§ 25a Abs. 1 VwGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemal Art. 133 Abs. 4 B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begrtinden.

Die Revision ist gemal? Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zuldssig, weil die Entscheidung nicht von der Ldsung einer
Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von
der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist
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die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen
keine sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu I6senden Rechtsfrage vor.
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